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1. Grundfreibetrag, Kinderfreibetrag, Kindergeld und Kinderzuschlag werden 

erhöht 
 

Der 10. Existenzminimumbericht vom 30.1.2015 kommt zu dem Ergebnis, dass in den Veranlagungs-

jahren 2015 und 2016 sowohl beim Grundfreibetrag als auch beim Kinderfreibetrag Erhöhungsbedarf 

besteht. Im Einzelnen sieht ein entsprechender Gesetzentwurf folgende Anpassungen vor: 

 

 Grundfreibetrag (aktuell 8.354 €): Anhebung ab 1.1.2015 um 118 € auf 8.472 € und ab 1.1.2016 

um weitere 180 € auf 8.652 € 

 Kinderfreibetrag (aktuell 7.008 € einschl. Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbil-

dung): Anhebung ab 1.1.2015 um 144 € auf 7.152 € und ab 1.1. 2016 um weitere 96 € auf 7.248 € 

 Kindergeld (aktuell 184 € für das erste und zweite Kind, 190 € für das dritte Kind und 215 € für das 

vierte Kind und weitere Kinder): Anhebung ab 1.1.2015 um 4 € monatlich je Kind – also für das ers-

te und zweite Kind auf 188 €, für das dritte Kind auf 194 € und für weitere Kinder auf 219 €. Ab 

1.1.2016 erfolgt eine weitere Erhöhung um 2 € monatlich je Kind. 

 Kinderzuschlag (aktuell max. 140 € monatlich): Anhebung ab 1.7.2016 um 20 € monatlich. Der 

Kinderzuschlag kommt Eltern zugute, die zwar ihren eigenen Bedarf durch Erwerbseinkommen 

grundsätzlich bestreiten können, aber nicht über ausreichend finanzielle Mittel verfügen, um den 

Bedarf ihrer Kinder zu decken.  

 

 

2.  Anforderungen an ein mittels Fahrtenbuchprogramm erstelltes Fahrtenbuch 
 

Die private Nutzung eines Kfz, das zu mehr als 50 % betrieblich genutzt wird, ist für jeden Kalender-

monat grundsätzlich mit 1 % des inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich 

der Kosten für Sonderausstattung einschließlich Umsatzsteuer anzusetzen. Abweichend hiervon kann 

die private Nutzung mit den auf die Privatfahrten entfallenden Aufwendungen angesetzt werden, wenn 

die für das Kraftfahrzeug insgesamt entstehenden Aufwendungen durch Belege und das Verhältnis der 

privaten zu den übrigen Fahrten durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen werden. 

 

Der Begriff des ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs ist gesetzlich nicht näher bestimmt. Die dem Nachweis 

des zu versteuernden Privatanteils an der Gesamtfahrleistung dienenden Aufzeichnungen müssen eine 

hinreichende Gewähr für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und auf ihre materielle Richtigkeit 

hin überprüfbar sein. Dazu gehört auch, dass das Fahrtenbuch zeitnah und in geschlossener Form ge-

führt worden ist und dass es die zu erfassenden Fahrten einschließlich des an ihrem Ende erreichten 

Gesamtkilometerstands vollständig und in ihrem fortlaufenden Zusammenhang wiedergibt.  

 

Eine mittels eines Computerprogramms erzeugtes Fahrtenbuch, an deren bereits eingegebenem 

Datenbestand zu einem späteren Zeitpunkt noch Veränderungen vorgenommen werden können, 

ohne dass die Reichweite dieser Änderungen in der Datei selbst dokumentiert und bei gewöhnli-

cher Einsichtnahme in die Datei offengelegt wird, stellt kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch dar. 

Das entschied das Finanzgericht Baden-Württemberg mit Urteil vom 14.10.2014. 

 

Anmerkung: Der Bundesfinanzhof hatte bereits mit Beschluss vom12.7.2011 festgelegt, dass die mit-

hilfe des MS Excel-Tabellenkalkulationsprogramms erstellten Tabellenblätter sowie die diesen zugrun-

de liegenden handschriftlichen losen Aufzeichnungen nicht den von der Rechtsprechung geforderten 

Anforderungen genügen.  

 

 

 

 

 

 

 

 



3. Zugriff der Betriebsprüfer auf Kassendaten eines Einzelunternehmens 
 

Einzelhändler sind nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung verpflichtet, im Rahmen der 

Zumutbarkeit sämtliche Geschäftsvorfälle einschließlich der über die Kasse bar vereinnahmten Umsät-

ze einzeln aufzuzeichnen. Wird dabei eine PC-Kasse verwendet, die detaillierte Informationen zu den 

einzelnen Barverkäufen aufzeichnet und diese dauerhaft speichert, sind die damit bewirkten Einzelauf-

zeichnungen auch zumutbar. Die Finanzverwaltung kann dann im Rahmen einer Außenprüfung auf die 

Kasseneinzeldaten zugreifen. Das entschied der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 16.12.2014. 

 

Im entschiedenen Fall verwendete eine buchführungspflichtige Apothekerin ein speziell für Apotheken 

entwickeltes PC-gestütztes Erlöserfassungssystem mit integrierter Warenwirtschaftsverwaltung. Ihre 

Tageseinnahmen wurden über modulare PC-Registrierkassen erfasst, dann durch Tagesendsummenbons 

ausgewertet und als Summe in ein manuell geführtes Kassenbuch eingetragen. Anlässlich einer Außen-

prüfung verweigerte die Steuerpflichtige der Finanzbehörde den Datenzugriff auf ihre Warenverkäufe 

mit der Begründung, sie sei nicht zu Einzelaufzeichnungen verpflichtet. 

 

Das beurteilte der BFH anders. Nach der Entscheidung ist die Steuerpflichtige zur Aufzeichnung der 

einzelnen Geschäftsvorfälle verpflichtet und muss die Kassendaten der Finanzbehörde in elektronisch 

verwertbarer Form überlassen. Die Buchführung muss stets einen zuverlässigen Einblick in den Ablauf 

aller Geschäfte geben. Deshalb ist es nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung erforder-

lich, dass verdichtete Buchungen in Einzelpositionen aufgegliedert werden können. Dies gilt auch für 

Bargeschäfte, sofern Einzelaufzeichnungen dem Steuerpflichtigen zumutbar sind. Entscheidet er sich 

für ein Kassensystem, das sämtliche Kassenvorgänge einzeln und detailliert aufzeichnet sowie spei-

chert, kann er sich nicht auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung berufen und hat die 

Aufzeichnungen auch aufzubewahren.  

 

Anmerkung: Damit räumt der BFH der Finanzbehörde im Rahmen einer Außenprüfung auch das 

Recht ein, die mithilfe des Datenverarbeitungssystems (PC-Kasse) erstellten Daten auf einem maschi-

nell verwertbaren Datenträger zur Prüfung anzufordern. 

 

 

4. Schätzung der Besteuerungsgrundlagen bei fehlenden  

Buchführungsunterlagen 
 

Kann die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen des Steuerpflichtigen nicht ermitteln oder be-

rechnen, darf sie sie schätzen. Das wird sie insbesondere dann tun, wenn der Steuerpflichtige über seine 

Angaben keine ausreichenden Aufklärungen zu geben vermag. Das Gleiche gilt, wenn der Steuerpflich-

tige Bücher oder Aufzeichnungen, die er nach den Steuergesetzen zu führen hat, nicht vorlegen kann 

oder wenn die Buchführung oder die Aufzeichnungen der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden. 

Auf ein Verschulden kommt es nicht an.  

 

Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt vom 2.7.2014 kann die Unschärfe, die 

jeder Schätzung anhaftet, im Allgemeinen vernachlässigt werden. Soweit sie sich zuungunsten des 

Steuerpflichtigen auswirkt, muss er sie hinnehmen, wenn er den Anlass für die Schätzung gegeben hat.  

 

Zur Schätzung werden die sog. amtlichen Richtsatzsammlungen der Finanzverwaltung verwendet. Die-

se sind zwar keine Rechtsnormen, sondern Anhaltspunkte, um Umsatz und Gewinn der Gewerbetrei-

benden zu verproben und bei Fehlen einer Buchführung zu schätzen. Andererseits ist mangels besserer 

Anhaltspunkte von den auf Erfahrungssätzen der einzelnen Branchen beruhenden Richtsätzen auszuge-

hen, wenn auf Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen nicht zurückgegriffen werden kann. Von den 

Richtsätzen kann oder muss jedoch wegen besonderer Verhältnisse des jeweiligen Betriebes abgewi-

chen werden, wenn diese beweiskräftig aufgezeigt werden. 

 

 

 



5. Mietpreisbremse und Bestellerprinzip bei Maklercourtage 
 

Der Bundesrat hat am 27.3.2015 das Gesetz zur Einführung der Mietpreisbremse und zur Stärkung des 

Bestellerprinzips bei der Maklercourtage gebilligt. Es wird voraussichtlich im Juni diesen Jahres in 

Kraft treten. 

 

Das Gesetz soll den Mietpreisanstieg dämpfen. Bei Wiedervermietung von Bestandswohnungen darf 

künftig die zulässige Miete höchstens 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. Die Landes-

regierungen werden ermächtigt, bis zum 31.12.2020 – für höchstens 5 Jahre – Gebiete mit angespann-

ten Wohnungsmärkten auszuweisen, in denen diese Mietpreisbegrenzung gilt. Neubauwohnungen, die 

nach dem 1.10.2014 erstmals vermietet werden, fallen nicht unter die Beschränkung. Gleiches gilt für 

die erste Vermietung einer Wohnung nach umfassender Modernisierung.  

 

Das Gesetz stärkt außerdem das Bestellerprinzip bei der Maklercourtage. Künftig gilt hier das markt-

wirtschaftliche Prinzip „wer bestellt, der bezahlt“.  

 

 

6. Urlaubsbescheinigung durch den Arbeitgeber 
 

Gemäß dem Bundesurlaubsgesetz besteht kein Anspruch auf Urlaub, soweit dem Arbeitnehmer für das 

laufende Kalenderjahr bereits von einem früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden ist. Bei Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeitnehmer eine Bescheinigung 

über den im laufenden Kalenderjahr gewährten oder abgegoltenen Urlaub auszuhändigen. Die Urlaubs-

bescheinigung sollte folgende Angaben enthalten: 

 

 Name, Anschrift und Geburtsdatum  

 Kalenderjahr, für das die Urlaubsbescheinigung ausgestellt wird 

 Zeitraum des Beschäftigungsverhältnisses 

 Urlaubsanspruch in dem Kalenderjahr 

 Anzahl der gewährten oder abgegoltenen Urlaubstage (außer Urlaubstage aus dem Vorjahr) 

 bei Nichtvorliegen einer Fünftagewoche die Art und den Umfang des Arbeitsverhältnisses 

 

Anmerkung: Nach einem Urteil des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz kann ein Zwangsgeld von 

200 € festgesetzt werden, wenn der Verpflichtung zur Ausstellung einer Urlaubsbescheinigung nicht 

nachgekommen wird. 

 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2005 = 100) 

2015: April = 107,0; März =107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5 

2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7;  
September = 107,0; August = 107,0; Juli = 107,0; Juni = 106,7 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

